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BUNDESGESETZBLATT

FUR DIE REPUBLIK OSTERREICH

Jahrgang 2005 Ausgegeben am 21. Oktober 2005 Teil 11

348. Verordnung: Verhinderung der Einschleppung der Gefliigelpest

348. Verordnung der Bundesministerin fiir Gesundheit und Frauen zur Verhinderung der
Einschleppung der Gefliigelpest

Auf Grund der §§ 1 Abs. 6, 2¢, 7 und 8 des Tierseuchengesetzes (TSG), RGBI. Nr. 177/1909, zuletzt
gedndert durch das Veterindrrechtsdanderungsgesetz 2005, BGBI. I Nr. 67/2005, wird verordnet:

§ 1. (1) Die Halter/Halterinnen von Gefliigel und anderen Vogeln, jedenfalls aber von Hiihnern,
Perlhiihnern, Wachteln, Puten, Enten, Génsen, Fasanen, Rebhiithnern, Tauben und Laufvégeln, sind ver-
pflichtet, diese Haltung der Behorde zu melden. Diese Meldepflicht gilt auch fiir Zoos, Tierheime, Hob-
byhaltungen und Kleinhalter sowie fiir Haltungen zu jagdlichen Zwecken (zB Jagdgatter). Ausgenommen
von der Meldepflicht ist die Haltung von Ziervogeln, die dauerhaft in geschlossenen Rdumen und ohne
direkten oder indirekten Kontakt zu anderen Vogeln gehalten werden. Bestehende Haltungen sind bis
langstens 11. November 2005 zu melden, danach erfolgende Neueinstallungen sind der Behorde binnen
einer Woche zu melden.

(2) Die Meldung geméll Abs. 1 hat entweder schriftlich an die ortlich zustindige Bezirksverwal-
tungsbehorde oder ab 28. Oktober 2005 durch Eingabe der in Abs. 3 genannten Daten in ein von der Sta-
tistik Osterreich unter der Internet Adresse www.ovis.at zur Verfiigung gestelltes elektronisches Formular
zu erfolgen. Die Abgabe der Meldung entfillt fiir Tierhalter/Tierhalterinnen, die

1. die Haltung von in Abs. 1 genannten Vdgeln im ,Mehrfachantrag Flichen™ (Tierliste) 2005 ge-
geniiber der Agrarmarkt Austria (AMA) angegeben haben, oder

2. die Gefligelhaltung in der ZSDB-Jahreserhebung gemédl Tierkennzeichnungs- und Registrie-
rungsverordnung 2003, BGBI. II Nr. 490/2003, gegeniiber der Statistik Osterreich angegeben ha-
ben, sofern keine Enten und Génse gehalten werden, oder

3. einen Betrieb haben, der gemil § 3 Abs. 8 der Gefliigelhygieneverordnung 2000, BGBI. II
Nr. 243/2000, registriert ist, oder

4. einen Betrieb haben, der als Erzeugungsbetrieb gemifl der Verordnung iiber Vermarktungsnor-
men fiir Eier, BGBI. II Nr. 347/2004, (Amtliches Legehennenregister) registriert ist, oder

5. Mitglieder des anerkannten Gefliigelgesundheitsdienstes (Osterreichische Qualititsgefliigelver-
einigung, QGV)
sind.
(3) Die Meldung gemdB Abs. 1 hat zu enthalten:
1. Name und Anschrift des Tierhalters/der Tierhalterin,
2. eine allfillig vorhandene LFBIS-Nummer,
3. Art der gehaltenen Vogel und deren jeweilige Anzahl.

§ 2. (1) Vom Tierhalter/von der Tierhalterin sind folgende Maflnahmen zu treffen:

1. als Haustiere gehaltene Vogel sind dauerhaft in Stallungen oder jedenfalls in geschlossenen Hal-
tungsvorrichtungen, die zumindest oben abgedeckt sind, so zu halten, dass der Kontakt zu Wild-
vogeln und deren Kot bestmdglich hintangehalten wird und zu wildlebenden Wasservogeln je-
denfalls ausgeschlossen ist,

2. in allen gemischten Hausgefliigelhaltungen hat eine Trennung der Enten und Génse von anderem
Gefliigel derart zu erfolgen, dass ein direkter und indirekter Kontakt ausgeschlossen ist,

3. die Reinigung und Desinfektion der Beforderungsmittel, Ladepldtze und Gerétschaften hat mit
besonderer Sorgfalt zu erfolgen.
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Sofern im Zeitpunkt des In-Kraft-Tretens dieser Verordnung ausreichende Aufstallungsmoglichkeiten
beziehungsweise Vorrichtungen nicht vorhanden sind, hat die Umsetzung dieser Maflnahmen ldngstens
bis 28. Oktober 2005 zu erfolgen. Die zustindige Bezirksverwaltungsbehorde kann mit Bescheid Aus-
nahmen von diesen MaBBnahmen fiir die Haltung von Laufvégeln genehmigen, wenn sichergestellt wird,
dass die Tiere zumindest einmal amtstierérztlich klinisch untersucht werden und mindestens zehn Tiere je
Bestand serologisch auf das Influenza-A-Virus der Subtypen H5 und H7 im Rahmen des nationalen Mo-
nitorings (Al-Screening) untersucht werden. Die Blutproben fiir diese serologische Untersuchung diirfen
nicht vor dem 1. Dezember 2005 gezogen werden.

(2) Uber die Anzeigepflicht des § 16 TSG (Verdacht auf Grund klinischer Anzeichen oder patholo-
gisch-anatomischer Verdnderungen, die auf Gefliigelpest hinweisen) hinausgehend sind in kommerziellen
und landwirtschaftlichen Gefliigelhaltungen jedenfalls folgende Anzeichen der Bezirksverwaltungsbehor-
de zu melden:

1. Abfall der Futter- und Wasseraufnahme von mehr als 20%, oder
2. Abfall der Eiproduktion um mehr als 5% fiir mehr als zwei Tage, oder

3. Mortalitétsrate hoher als 3% in einer Woche.

§ 3. (1) Die Abhaltung von Tierausstellungen, Tierschauen, Tierméarkten und Tierbdrsen sowie sons-
tiger Veranstaltungen, bei denen Gefliigel oder andere Vogel (alle Arten) ausgestellt, getauscht, gehandelt
oder vorgefiihrt werden, ist - ungeachtet bestehender veterinir- oder tierschutzrechtlicher Bewilligungen -
ab 24. Oktober 2005 verboten. Vor dem 24. Oktober 2005 stattfindende derartige Veranstaltungen sind ab
In-Kraft-Treten dieser Verordnung jedenfalls amtstierdrztlich zu iiberwachen.

(2) Das Auffinden von totem Wassergefliigel ist der Bezirksverwaltungsbehdérde zu melden. Der zu-
stindige Amtstierarzt/die zustindige Amtstierdrztin hat bei gehduftem Auftreten verendeter Wasservogel
unter Beriicksichtigung der epidemiologischen Situation eine Stichprobe an das nationale Referenzlabor
fiir Gefliigelpest einzusenden. Dabei sind entsprechende Hygienemafinahmen zu beachten.

§ 4. Diese Verordnung tritt mit Ablauf des Tages ihrer Kundmachung im Bundesgesetzblatt in Kraft
und tritt mit Ablauf des 15. Dezember 2005 auer Kraft.

Rauch-Kallat

www.ris.bka.gv.at



BUNDESKANZLERAMT

AMTSSIGNATUR

Unterzeichner

serialNumber=1026761,CN=Bundeskanzleramt,C=AT

Datum/Zeit 2017-11-27T12:34:02+01:00
Informationen zur Prufung des elektronischen Siegels bzw. der elektronischen
e : Signatur finden Sie unter: https://www.signaturpruefung.gv.at
Prafinformation Informationen zur Prufung des Ausdrucks finden Sie unter:
https://lwww.bka.gv.at/verifizierung
Hinweis Dieses Dokument wurde amtssigniert.




	bundesgesetzblatt

		2017-11-27T12:34:02+0100
	serialNumber=1026761,CN=Bundeskanzleramt,C=AT
	Informationen zur Prüfung finden Sie unter http://www.signaturpruefung.gv.at




